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Geſetz-Sammlung 
i für die a 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 11. — 


(Nr. 3972.) Geſetz uͤber die Beſtrafung von Seeleuten Preußiſcher Handelsſchiffe, welche 
ſich dem uͤbernommenen Dienſte entziehen. Vom 20. Maͤrz 1854. 


| Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 
F. 1. 


Ein Seemann, welcher nach abgeſchloſſenem Heuervertrage von einem 
Preußiſchen Handelsſchiffe entlaͤuft oder ſich verborgen haͤlt, um dem uͤbernom⸗ 
menen Dienſte ſich zu entziehen, ſoll, inſofern nicht die Handlung nach Inhalt 
des Strafgeſetzbuches oder des Geſetzes zur Aufrechthaltung der Mannszucht 
auf den Seeſchiffen vom 31. Maͤrz 1841. eine haͤrtere Strafe nach ſich zieht, 
mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Wochen oder mit Geldbuße bis zu funfzig Tha⸗ 
lern beſtraft werden. 

Es macht hierbei keinen Unterſchied, ob die ſtrafbare Handlung im In⸗ 
lande oder Auslande begangen iſt. 


YA 
Die vorſtehend bezeichneten Uebertretungen ($. 1.) verjähren in fünf 
Jahren. N 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. f 
Gegeben Charlottenburg, den 20. Maͤrz 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Jahrgang 1854, (Nr. 3972—3973.) 19 (Nr. 3973.) 
Ausgegeben zu Berlin den 20. April 1854. 
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(Nr. 3973.) Geſetz, betreffend die gewerblichen Unterſtuͤtzungskaſſen. Vom 3. April 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


VRR 


Durch Ortsſtatuten ($$. 168. ff. der Allgemeinen Gewerbe⸗Ordnung vom 
17. Januar 1845.) kann für Geſellen, Gehuͤlfen und Fabrikarbeiter die Ver— 
pflichtung feſtgeſetzt werden, Kaſſen und Verbindungen zu gegenſeitiger Unter⸗ 
ftüßung zu bilden, oder bereits beſtehenden Einrichtungen dieſer Art beizutreten. 


Lehrlinge, welche Lohn erhalten, koͤnnen durch das Statut hinſichtlich der 
Betheiligung bei jenen Kaſſen den Geſellen und Gehuͤlfen gleichgeſtellt werden. 


5 $. 2. 


Auch da, wo ſelbſtſtaͤndige Gewerbetreibende, für deren Gewerbe am 
Orte eine Innung nicht beſteht ($. 56. der Verordnung vom 9. Februar 
1849.), zur Bildung von Kranken⸗, Sterbe= oder ſonſtigen Huͤlfskaſſen zuſam⸗ 
mengetreten ſind, koͤnnen mit Zuſtimmung der Vertreter der betreffenden Kaſſen 
Alle, welche in dem Gemeindebezirke gleiche oder verwandte Gewerbe felbft- 
ſtaͤndig betreiben, durch Ortsſtatuten verpflichtet werden, dieſen Kaſſen beizu⸗ 
treten. 


H. 3. 


b Die im F. 169. der Gewerbe - Ordnung vom 17. Januar 1845., im 
$. 56. bis $. 58. der Verordnung vom 9. Februar 1849., und im F. 1. und 
H. 2. des gegenwaͤrtigen Geſetzes erwaͤhnten Beſtimmungen koͤnnen kuͤnftig, 
ſofern dem obwaltenden Beduͤrfniſſe durch ein entſprechendes Ortsſtatut nicht 
genuͤgt wird, auch von der Regierung nach Anhoͤrung Gewerbtreibender und 
der Kommunalbehoͤrden fuͤr einzelne oder, nach Maaßgabe des Beduͤrfniſſes, 
fuͤr mehrere Ortſchaften getroffen werden. i 5 


H. 4. 


Sowohl die beſtehenden, als die neu zu errichtenden, in den HF. 1. bis 
3. erwaͤhnten Kaſſen haben, wenn ihre Statuten von der zuſtaͤndigen Behoͤrde 
genehmigt find, die Rechte juriſtiſcher Perſonen. Die Anſpruͤche der Berech— 
tigten auf die Leiſtungen dieſer Kaſſen koͤnnen weder an Dritte uͤbertragen, 
noch auch mit Arreſt belegt werden. 


H. 5. 
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i i g. 3. 


Die vorbezeichneten Kaſſen ſtehen unter der Aufſicht der Kommunal⸗ 
behoͤrde, welche dieſelbe durch einen Kommiſſarius auszuuͤben hat. Die Koſten 
der Verwaltung koͤnnen bis zur Hälfte ihres Betrages durch Ortsſtatuten oder 
durch die im H. 3. erwähnte Anordnung der Regierung den betreffenden Ge⸗ 
meinden zur Laſt gelegt werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 3. April 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 2 


(Nr. 3974.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Berg⸗, Huͤtten⸗, Salinen- und Aufberei⸗ 
tungs⸗Arbeiter in Knappſchaften, fir den ganzen Umfang der Monarchie. 
Vom 10. April 1854. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
: Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, fuͤr den ganzen Umfang der 
Monarchie, was folgt: 


§. 1. 


Fuͤr die Arbeiter aller Bergwerke, Huͤtten, Salinen und Aufbereitungs⸗ 
Anſtalten, welche fuͤr Rechnung des Staates oder fuͤr Privatrechnung betrieben 
werden und unter der Aufſicht der Bergbehoͤrde ſtehen, ſollen Knappſchafts⸗ 
Vereine gebildet werden, welche den Zweck haben, ihren Theilnehmern und de⸗ 
ren Angehoͤrigen, nach naͤherer Beſtimmung dieſes Geſetzes, Unterſtuͤtzungen zu 
gewaͤhren. 

Wenn mit den vorbezeichneten Werken zugleich Gewerbsanlagen, welche 
nicht unter der Aufſicht der Bergbehoͤrde ſtehen, verbunden ſind, ſo kann unter 
Zuſtimmung der Werkseigenthuͤmer der Beitritt der bei jenen Gewerbsanlagen 
beſchaͤftigten Arbeiter zu den Knappſchafts⸗Vereinen angeordnet werden. 

(Nr. 39733974 19 * 


* 
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H. 2. 


Die Beſtimmung der Bezirke, für welche Knappſchafts⸗Vereine zu gruͤn⸗ 
den ſind, ſowie deren Beſchraͤnkung und Erweiterung, desgleichen die Feſtſtel⸗ 
lung der Erforderniſſe zur Aufnahme in den Knappſchafts⸗Verein, ſowie des 
für jeden Verein zu errichtenden Statuts, erfolgt, nachdem ſowohl Vertreter 
der Arbeiter, als auch die Eigenthuͤmer der Werke daruͤber vernommen worden 
ſind, auf den Vorſchlag des Ober⸗Bergamts durch den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Alle in dem feſtgeſtellten Bezirke beſchaͤftigten Arbeiter, welche zu den 
im Statute naͤher bezeichneten Kategorien gehoͤren, ſind dem Vereine beizutre⸗ 
ten verpflichtet. 5 


H. 3. 


Die Leiſtungen, welche jeder Knappſchafts⸗Verein, nach naͤherer Beſtim⸗ 
nn des Statuts, feinen meiſtberechtigten Mitgliedern mindeſtens zu gewaͤhren 
at, ſind: N 


1) in Krankheitsfaͤllen eines Knappſchaftsgenoſſen freie Kur und Arznei 
fuͤr ſeine Perſon, 5; 

2) ein entſprechendes Krankenlohn während der Dauer der ohne eigenes 
grobes Verſchulden entſtandenen Krankheit, 

3) eine lebenslaͤngliche Invalidenunterſtützung bei einer ohne grobes Ver⸗ 
ſchulden eingetretenen Arbeitsunfaͤhigkeit, 

4) ein Beitrag zu den Begraͤbnißkoſten der Mitglieder und Invaliden, 

5) eine Unterſtuͤtzung der Wittwen auf Lebenszeit, beziehungsweiſe bis zur 
etwaigen Wiederverheirathung, 

6) eine Unterſtuͤtzung zur Erziehung der Kinder verftorbener Mitglieder und 
Invaliden, bis nach zuruͤckgelegtem vierzehnten Lebensjahre. i 


Fuͤr die Mitglieder der am wenigſten beguͤnſtigten Klaſſe ſind minde— 
ſtens die unter 1. und 2. genannten Leiſtungen, und wenn ſie bei der Arbeit 
verungluͤcken, auch die unter 4. genannten zu gewaͤhren. 


H. 4. 


Die zu den im H. 3. bezeichneten Leiſtungen und zu den ſonſtigen Be⸗ 
duͤrfniſſen der Knappſchafts⸗Vereine erforderlichen Mittel werden nach naͤherer 
Beſtimmung des Statuts durch Geldbeitraͤge beſchafft, welche die Arbeiter im 
Verhaͤltniſſe ihres Arbeitslohnes oder in einem entſprechenden Fixum zu ent⸗ 
richten haben und fuͤr die Werkseigenthuͤmer auf die Haͤlfte bis zum vollen 
Betrage des Beitrags der Arbeiter zu beſtimmen ſind. 


Auch zufaͤllige Einnahmen koͤnnen den Knappſchaftskaſſen durch das 
Statut zugewieſen werden. 
H. 5. 
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Die Verwaltung eines jeden Knappſchafts⸗-Vereins erfolgt unter Auf⸗ 
ſicht des Bergamtes durch einen Knappſchafts⸗Vorſtand, deſſen Mitglieder, nach 
näherer Beſtimmung des Statuts, zur einen Haͤlfte von den Werkseigenthuͤmern, 
beziehungsweiſe deren Repraͤſentanten oder Grubenvorſtehern, und zur andern 
Hälfte von den Knappſchafts⸗Aelteſten je aus ihrer Mitte oder aus der Zahl 
der Königlichen oder Privat⸗Berg⸗ oder Huͤttenbeamten gewaͤhlt werden. 

Der Vorſitzende des Bergamtes oder ein von ihm bezeichneter Kommiſſa⸗ 
ring wohnt den Sitzungen des Knappſchafts⸗Vorſtandes bei; derſelbe iſt befugt, 
jeden ſtatutenwidrigen Beſchluß zu ſuspendiren, muß jedoch ſofort dem Berg⸗ 
amte davon Anzeige machen. Im Falle der Stimmengleichheit giebt der Kom⸗ 
miſſarius den Ausſchlag. i 

Mitglied des Knappſchafts⸗Vorſtandes iſt auch der Kaſſenbeamte des 
Vereins, jedoch ohne Stimmrecht. 


H. 6. 
Die Beamten des Vereins, ſowie die Knappſchafts-Aerzte, werden von 
dem Knappſchafts⸗Vorſtande erwaͤhlt und von dem Bergamte beſtaͤtigt. 
Auf den Antrag des Knappſchafts⸗Vorſtandes koͤnnen durch das Berg⸗ 


amt die Kanzleiarbeiten und Kaſſengeſchaͤfte des Knappſchafts⸗Vereins Beam⸗ 
ten der Bergbehoͤrde gegen angemeſſene Entſchaͤdigung übertragen werden. 


§. 7. 


Die jährlich zu legenden Rechnungen werden nach vorgaͤngiger Reviſion 
durch den Vorſtand den Knappſchafts⸗Aelteſten und den Werkseigenthuͤmern 
zur Einſicht und etwaigen Erklärung offen gelegt und ſodann dem Bergamte 
zur Pruͤfung eingeſandt, bevor der Vorſtand dem Kaſſenbeamten die Ent⸗ 
laſtung ertheilt. b 8 N i 


H. 8. 


„Die bei dem Erſcheinen dieſes Geſetzes bereits vorhandenen Knappſchafts⸗ 
Vereine bleiben beſtehen; ſie koͤnnen jedoch mit Zuſtimmung ihrer Vertreter 
getheilt, oder einem nach H. 2. zu bildenden Bezirke einverleibt werden. Ihre 
Statuten (Reglements) find mit den Vorſchriften der $$. 3., 4., 5., 6. und er 
dieſes Geſetzes in Uebereinſtimmung zu bringen. N 


H. 9. 
3 Nachdem die im H. 3. unter 1. bis 6. bezeichneten Leiſtungen und die 
im H. 4. bezeichneten Beiträge gemaͤß H. 2., beziehungsweiſe H. 8., durch Sta⸗ 
tute geordnet ſind, treten die bisherigen Vorſchriften uͤber die Leiſtungen, bezie⸗ 
hungsweiſe Beitraͤge, außer Kraft. 


(Nr. 3974-3975.) Die 
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Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Freikuxgelder fuͤr Kirche und 
Schule, ſie moͤgen unmittelbar an dieſe oder zur Verwendung fuͤr deren Zwecke 
5 die ante e ee gezahlt fein, werden durch gegenwaͤrtiges Geſetz nicht 
abgeaͤndert. 8 5 


H. 10, 


Die Knappſchafts⸗Vereine erlangen durch die Beſtaͤtigung ihrer Statuten 
($$. 2. und 8.) die Rechte einer juriſtiſchen Perſon, ſoweit ihnen ſolche nicht 
bereits zuſtehen. Die Anſpruͤche der Berechtigten auf die Leiſtungen dieſer 
Kaſſen koͤnnen weder an Dritte uͤbertragen, noch auch mit Arreſt belegt werden. 


H. 11. 


Alle Beitraͤge zur Knappſchaftskaſſe koͤnnen im Verwaltungswege exeku⸗ 
tiviſch eingezogen werden, und find die Werkseigenthuͤmer, nach näherer Be⸗ 
ſtimmung der Statuten, bei Vermeidung des gegen ſie ſelbſt zu richtenden 
Zwangsverfahrens verpflichtet, fuͤr die Einziehung und Abfuͤhrung der Beitraͤge 
ihrer Arbeiter aufzukommen. 


Die Nachweiſung der einzuziehenden Beitraͤge wird von dem Bergamte 
exekutoriſch erklärt und find Reklamationen dagegen, mit Ausſchluß des Rechts⸗ 
weges, im Verwaltungswege zu erledigen. 


§. 12. 


Mit der Ausfuͤhrung des gegenwaͤrtigen Geſetzes iſt der Miniſter fuͤr 
Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 10. April 1854. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
8 v. Bodelſchwingh. v. Bonin. ae 


(Nr. 3975.) 
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(Nr. 3978.) Geſetz, betreffend die Beſchaͤftigung der Strafgefangenen außerhalb der Anſtalt. 
: Vom 11. April 1854. a 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
4 Preußen ꝛc. ꝛc. SR 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


F. 1. 
Die zu Zuchthausſtrafe Verurtheilten koͤnnen auch zu Arbeiten außerhalb 
der Anſtalt angehalten werden. 


F. 2. 


Sie koͤnnen auch für die ganze Dauer der Strafzeit, oder einen Theil 
derſelben, zu öffentlichen, beziehungsweiſe vom Staat beauffichtigten Arbeiten 
verwendet werden. 


F. 3. N 


Die wegen Vergehen, oder auf Grund des H. 341. des Strafgeſetzbuches 
zur Gefaͤngnißſtrafe Verurtheilten koͤnnen auch mit Arbeiten außerhalb der Ge⸗ 
fangenanſtalt in einer, ihren Faͤhigkeiten und Verhaͤltniſſen angemeſſenen Weiſe 
beſchaͤftigt werden. 


H. 4. 


Die in den HH. 1., 2. und 3. geſtattete Art der Beſchaͤftigung der Ge⸗ 
fangenen darf nur eintreten, wo dieſelben von anderen freien Arbeitern dabei 
getrennt gehalten werden konnen. 


0 H. 5. 0 


Wenn Gefangene, die außerhalb der Gefangenanſtalt beſchaͤftigt werden 
(H. 1. bis 3.), ſich zuſammenrotten und entweder entfliehen, oder zu entfliehen 
verſuchen, oder gegen die Aufſeher ſich widerſetzen, oder dieſelben zu Handlun⸗ 
gen oder Unterlaſſungen zwingen, oder zu zwingen verſuchen, fo kommen wegen 
dieſer Meuterei, auch wenn ſie außerhalb der Anſtalt begangen wird, die Straf⸗ 
beftimmungen im H. 96. des Strafgeſetzbuches zur Anwendung. 


H. 6. 


; Die von ber Behörde beftellten Auffeher bei den außerhalb der Anftalt 
beſchaͤftigten Gefangenen ($$. 1., 2. und 3.) ſind befugt, zur Verhinderung 
der Flucht derſelben noͤthigenfalls von ihren Hieb⸗ und Schußwaffen Gebrauch 
zu machen. N 

(Nr. 3978.) ö . 7: 


= u 


N 

Die polizeiliche Gefaͤngnißſtrafe (Strafgeſetzbuch $. 334.) kann gegen 
ſolche Gefangene, welche ſich auf ihre Koſten zu verpflegen außer Stande ſind, 
auch in der Weiſe vollſtreckt werden, daß dieſelben waͤhrend der fuͤr die Ge⸗ 
faͤngnißſtrafe beſtimmten Dauer, ohne in einer Gefangenanſtalt eingeſchloſſen zu 
ſein, zu Arbeiten, welche ihren Faͤhigkeiten und Verhaͤltniſſen angemeſſen ſind, 
angehalten werden. k 

Sie koͤnnen zu dem Ende einer anderen öffentlichen Behörde uͤberwieſen 
werden, um ſie ſo viele Tage zur unentgeltlichen Verrichtung von dergleichen 
Arbeiten anzuhalten, als polizeiliches Gefaͤngniß gegen ſie erkannt iſt. 

Die Behörden find ermächtigt, gewiſſe Tagewerke dergeſtalt zu beſtim⸗ 
men, daß die Verurtheilten, wenn fie durch angeſtrengte Thaͤtigkeit mit der ih: 
nen zugewieſenen Arbeit früher zu Stande kommen, auch früher entlaſſen wer: 
den koͤnnen. 


H. 8. | 

Die Beſtimmungen der $$. 1. und 2. finden auch auf folche Gefangene 
Anwendung, gegen welche auf Grund der vor Einfuͤhrung des Strafgeſetzbuches 
gültig geweſenen Strafgeſetze auf Zwangsarbeit, Feſtungsarbeit oder Straf⸗ 
arbeit erkannt worden iſt. : 

| $. 9. 

Der Minifter der Juſtiz und der Minifter des Innern find, ein jeder 
in Beziehung auf die unter ſeiner Aufſicht ſtehenden Gefangenanſtalten, mit 
der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes und dem Erlaß der dazu erforderlichen In⸗ 
ſtruktionen beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Bellevue, den 11. April 1854. a 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


